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1
Das Problem

Die Arbeitsmärkte müssen so reguliert
werden, dass sie den Outsidern eine Chan-
ce zum Wiedereintritt in den Arbeitsmarkt
geben. Diese Aussage kann man als weitge-
henden common sense nicht nur unter den
Ökonomen in Deutschland bezeichnen.
Schließlich ist weniger der Eintritt in die
Beschäftigungslosigkeit als vielmehr deren
Verlassen das Hauptproblem im Zuge der
seit dreißig Jahren treppenförmig anstei-
genden Arbeitslosigkeit. So griffig die For-
mulierung von den Insidern und Out-
sidern auch ist, so wenig wird thematisiert,
wer genau Insider ist und warum. Was sind
die Mechanismen, die zum Ausschluss von
Outsidern führen? Wird man Insider nur
aufgrund institutioneller Regelungen? Wel-
chen Einfluss haben darauf die Gewerk-
schaften? Gibt es ein Zusammenwirken
ökonomischer und institutioneller Fakto-
ren? Welche Rolle spielt Regulierung dabei,
kann Deregulierung das Problem lösen?
Dies sind einige der Fragen, die geklärt wer-
den müssen, bevor man den Eingangssatz
bejahen oder verneinen kann.

Im Folgenden werden deshalb zu-
nächst die grundlegenden theoretischen
Zusammenhänge der Insider-Outsider-
Ansätze skizziert, um sie anschließend um
verschiedene institutionelle Rahmenbe-
dingungen zu erweitern. Ziel dieses Vor-
gehens ist, die Frage zu beantworten, ob
Deregulierung aus arbeitsmarktökonomi-
scher Sicht tatsächlich die ihr zugewiesene
Bedeutung für eine höhere Beschäftigung
hat.

Markträumungslohn liegender Löhne lö-
sen. In der Insider-Outsider-Theorie wie-
derum wird ein Konflikt zwischen arbeits-
losen und beschäftigten Arbeitnehmern als
ursächlich für Arbeitslosigkeit angesehen.

2.1 DIE VERHANDLUNGSMACHT
DER INSIDER

Im Unterschied zu den beiden anderen
genannten Theorien liegt die Macht am
Arbeitsmarkt in der Insider-Outsider-
Theorie bei einem Teil der Arbeitnehmer-
schaft. Dabei werden drei Gruppen von
Arbeitnehmern unterschieden:

– Personen, die sich in einem Beschäfti-
gungsverhältnis befinden (Insider),
– Personen, die gerade eingearbeitet wer-
den (Entrants) und 
– Personen, die nicht beschäftigt sind
(Outsider).

Entsprechend dieser Hierarchie sind auch
die Machtverhältnisse zwischen diesen drei
Arbeitnehmergruppen geordnet. Diese
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2
Die Insider-Outsider-
Theorie 

Die forschungsleitende Frage der Insider-
Outsider-Theorie lautet, warum sich auf
dem Arbeitsmarkt kein markträumendes
Gleichgewicht einstellt und folglich Ar-
beitslosigkeit bei zu hohen bzw. inflexiblen
Löhnen vorliegt.

Die modernen Arbeitsmarkttheorien
versuchen, diese Lohnstarrheiten aus ei-
nem individuell rationalen Verhalten der
Akteure und unabhängig von gegebenen
institutionellen Arrangements in den ver-
schiedenen Volkswirtschaften abzuleiten
(siehe für einen Überblick Sesselmeier/
Blauermel 1998). Zusammenschlüsse von
Arbeitnehmern, wie sie etwa Gewerkschaf-
ten verkörpern, sind für die Erklärungs-
kraft zunächst nicht notwendig. Dabei sind
diese Theorien nicht nur als substitutive
Erklärungsmuster zu betrachten, sondern
vielmehr als komplementäre Ansätze, die
sich vor allem durch ihre unterschiedlichen
Betrachtungsperspektiven unterscheiden
(Agell/Bennmarker 2003). So entsteht ge-
mäß der Kontrakttheorie Arbeitslosigkeit
aus einem impliziten Versicherungsvertrag
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer,
demzufolge Beschäftigungssicherheit mit
dem Ausblenden konjunkturgerechter
Lohnschwankungen kompensiert wird.
Die Effizienzlohnhypothesen erklären das
Phänomen unfreiwilliger Arbeitslosigkeit
aus einem Konflikt (im Sinne unterschied-
licher Interessen bzw. Informationsgrade)
zwischen Unternehmer und Arbeitnehmer,
den die Unternehmer mit Hilfe über dem
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Machtverhältnisse konkretisieren sich in
den jeweiligen Verhandlungspositionen
der drei Arbeitnehmergruppen gegenüber
dem Unternehmen: So haben die Insider
die stärkste Position, während die Outsider
die schwächste Stellung einnehmen. Eine
derartige Unterteilung beruht auf den un-
terschiedlichen Kosten, die diese Arbeit-
nehmergruppen im Unternehmen verur-
sachen können bzw. bereits verursacht
haben. So sind die Insider dadurch ge-
kennzeichnet, dass sie bereits vollkommen
firmenspezifisch ausgebildet sind, also 
alle Einstellungs- und Ausbildungskosten
getätigt wurden und im Falle einer Entlas-
sung auch alle anstehenden Entlassungs-
kosten fällig wären. Die Entrants dagegen
befinden sich noch in der Einarbeitungs-
phase, sodass für diese bei Entlassung nur
ein Teil der aufgeführten Kosten zum Tra-
gen käme. Die Outsider verursachen dem-
gegenüber den Unternehmen keine Kosten
und können so auch keinen Druck auf die-
se ausüben. Dabei wird in den grundlegen-
den Ansätzen nicht nach der Dauer der
Arbeitslosigkeit unterschieden, da Arbeits-
lose grundsätzlich nicht mit Insidern kon-
kurrieren können. Eine Ausdifferenzierung
der Arbeitslosen nach der Dauer und damit
nach ihrer Wettbewerbsfähigkeit würde an
diesem Argument qualitativ nichts ändern
und ist zunächst nicht notwendig.

Ausgangspunkt der Betrachtung ist die
Tatsache, dass der Austausch einer be-
triebsspezifisch voll ausgebildeten Beleg-
schaft (Insider) gegen arbeitslose Arbeit-
nehmer (Outsider) für eine Unterneh-
mung kostenaufwändig wäre, und diese
deshalb daran interessiert ist, ihre Arbeits-
kräfte zu halten. Die „Ersparnis“, die sich
durch Nichtaustausch der Beschäftigten
ergibt, kann von den Insidern in Lohnver-
handlungen abgeschöpft werden. Dadurch
wird das Lohnniveau so stark über den
markträumenden Gleichgewichtslohn an-
gehoben, dass unfreiwillige Arbeitslosigkeit
entsteht, weil die Outsider durch Unter-
bieten der herrschenden Löhne ihre Aus-
gangssituation nicht verbessern können.
Denn die Insider können durch kooperati-
ves strategisches Handeln sowohl gegen-
über den Unternehmen als auch gegenüber
den Outsidern die Anstellung von Arbeits-
losen für die Unternehmen so kostspielig
machen, dass die Existenz von Arbeits-
losigkeit kein wirkungsvolles Druckmittel
auf die Beschäftigten darstellt.

So können die Insider in Lohnverhand-
lungen ihren Lohn üblicherweise so weit

über den Lohn der Entrants heben, bis die
Differenz daraus den monetären Vorteilen
der Insider gegenüber den Entrants ent-
spricht. Analoges gilt für die Entrants ge-
genüber den Outsidern. Daneben können
die Insider über diese Differenz hinaus, die
dem korrespondierenden Produktivitäts-
differenzial entspricht, ihren Lohn er-
höhen, wenn dem Unternehmen Fluktua-
tionskosten wie z.B. Abfindungszahlungen
entstehen, die nichts mit dem Produk-
tionsprozess direkt zu tun haben. Diese
Kosten beeinflussen nicht die Produkti-
vitätsdifferenziale, wohl aber die korres-
pondierenden Lohndifferenziale, wenn die
Arbeitnehmer die hier den Insidern unter-
stellte Marktmacht inne haben.

2.2 DREI FORMEN VON
KOSTENVORTEILEN DER INSIDER

Im Weiteren differenzieren Lindbeck/Sno-
wer (1988; 2001; 2002) die kostenverursa-
chenden Aktivitäten der Insider wie folgt:

(1) Kosten infolge der Personalfluktuation
Zu diesen Kosten gehören die Einstellungs-
und Entlassungskosten als direkt messbare
Größen. Daneben sind noch indirekte Op-
portunitätskosten zu berücksichtigen, so-
wohl durch die Zeitspannen, bis wieder
eine vollwertige, betriebsspezifisch ausge-
bildete Kraft vorhanden ist, als auch in-
folge extensiver Verhandlungs- und Pro-
zessphasen, sowie durch das Humankapi-
tal, das in derartigen Aktivitäten gebunden
ist und somit nicht zu produktiven
Zwecken zu Verfügung steht. Dabei haben
die Entrants gegenüber den Outsidern den
Alternativkostenvorteil der Einstellungs-
kosten (hiring costs), die Gruppe der In-
sider zusätzlich den der Entlassungskosten
(firing costs).

(2) Kosten durch Kooperation und Störun-
gen
Unter „Kooperation“ wird verstanden, dass
die Arbeitnehmer im Produktionsprozess
einander helfen und dabei die jewei-
lige Produktivität steigern, während mit
„Störungen“ Aktivitäten gemeint sind, mit
denen Arbeitnehmer sich die Arbeit gegen-
seitig erschweren und dadurch ihr Arbeits-
leid erhöhen. Die Arbeitnehmer differie-
ren hinsichtlich ihrer Kooperations- und
Störungsaktivitäten gemäß der Annahme,
dass jene mit längerer Betriebszugehörig-
keit ihre Aktivitäten effektiver als die ver-
gleichsweise kürzer Beschäftigten einsetzen

können. Die Fähigkeit, Kollegen im Pro-
duktionsprozess zu unterstützen, ist näm-
lich von detailliertem Wissen über den
Prozessablauf abhängig, wie auch das
Störungspotenzial Verständnis für den Ar-
beitsablauf, die administrativen Vorgänge
und die Überwachungsmaßnahmen erfor-
dert. Für die Beziehungen der drei Arbeit-
nehmergruppen bedeutet dies, die Insider
sind befähigt, alle Kooperations- und
Störungsaktivitäten anzuwenden, was für
die Entrants nur noch in beschränktem
Maße gilt. Die Outsider dagegen können
keine derartigen Aktivitäten ausüben. Ent-
sprechend ergeben sich daraus wiederum
die jeweiligen Machtpositionen. Diese Ak-
tivitäten sind allerdings nur möglich, wenn
die Arbeitgeber jene Vorgänge im Gegen-
satz zu den Arbeitnehmern nicht beobach-
ten können.

(3) Kosten durch Demotivation der Arbeit-
nehmer
Im Unterschied zur ersten Kostenart ent-
stehen Demotivationskosten durch die
Auswirkungen von Fluktuation auf die
Leistung derer, die im Unternehmen blei-
ben. Die Reaktionen der Insider werden da-
bei mit Hilfe zweier gegensätzlicher Effek-
te beschrieben:

– Ein Substitutionseffekt, der besagt, dass
die Leistung der Arbeitnehmer mit steigen-
der Fluktuationsrate sinkt, weil für den ein-
zelnen Arbeitnehmer bei einer solchen Un-
ternehmenspolitik die Wahrscheinlichkeit
steigt, entlassen zu werden. Durch ein er-
höhtes Entlassungsrisiko sinkt die Wahr-
scheinlichkeit, dass er für seine erbrachte
Leistung entsprechend entlohnt wird.
– Demgegenüber ist das Ergebnis des Ein-
kommenseffekts, dass mit steigender Fluk-
tuationsrate auch die Leistung des einzel-
nen Arbeitnehmers steigt. Begründet wird
dies damit, dass der Arbeitnehmer mehr
arbeitet, um die Möglichkeit einer Entlas-
sung zu vermeiden und so sein erwartetes
Einkommen zu erreichen.

Voraussetzung für den der Theorie zu-
grundeliegenden Mechanismus ist, dass
der Substitutionseffekt den Einkommens-
effekt überwiegt, so dass eine hohe Fluk-
tuationsrate einen negativen Effekt auf die
Arbeitsmoral und damit auf die Leistung
der im Unternehmen verbliebenen Insider
hat. Diese Annahme, dass durch erhöhte
Fluktuation die Leistungsbereitschaft sin-
ken soll, erscheint auf den ersten Blick
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problematisch, da man annehmen möchte,
dass der Einzelne wohl zu mehr Leistung
angespornt wird, um nicht auch um seinen
Arbeitsplatz fürchten zu müssen. Aller-
dings sind die Insider ja auch nicht als eine
homogene Größe zu betrachten. Zwar
werden die „schlechteren“ Insider sich eher
anstrengen, da ihre Alternativen ebenfalls
schlechter sind. Die „besseren“ Insider
werden jedoch infolge einer pauschalen
Lohnkürzung das Unternehmen verlassen.
Darüber hinaus muss zwischen einer mik-
roökonomischen und einer makroökono-
mischen Arbeitsplatzsicherheit unterschie-
den werden (Walwei 2003): Während sich
die Erste auf die Unternehmensebene be-
zieht, steht Letztere für die konjunkturelle
Großwetterlage und sollte Erstere domi-
nieren. Entscheidend ist somit nicht, ob der
Arbeitsplatz im Unternehmen sicher ist,
sondern, ob ein vergleichbarer Arbeitsplatz
außerhalb der Unternehmung zur Verfü-
gung steht.

2.3 UNTER WELCHEN BEDINGUNGEN
WERDEN OUTSIDER BESCHÄFTIGT?

Diese verschiedenen Kosten beeinflussen
nun die Mindestlohnforderungen der Out-
sider. Die für die Insider maximal erreich-
bare Lohnhöhe entspricht der Summe aus
dem Outsiderlohn und den marginalen
Fluktuationskosten. Führt ein exogener,
kontraktiver Schock, wie etwa eine Roh-
stoffkrise, zu einer Verringerung der Ar-
beitsnachfrage, können die Insider in un-
terschiedlicher Weise darauf reagieren, wo-
bei zwei idealtypische Fälle zu unterschei-
den sind. Im ersten Fall präferieren die
Insider die Erhaltung der Arbeitsplätze für
alle bisherigen Beschäftigten und sind des-
halb zu Reallohneinbußen bereit. Die
Wahrscheinlichkeit für dieses Verhalten
hängt von der Verteilung der Entlassungs-
risiken über die Insider ab. Nur bei Gleich-
verteilung wird es zu dieser Reaktion kom-
men. Bei ungleicher Verteilung des Ent-
lassungsrisikos, wie etwa bei einer Se-
nioritätsregelung, gibt es Arbeitnehmer-
gruppen, die eine geringere Entlassungs-
wahrscheinlichkeit haben als andere und
dadurch auch kaum Lohnzurückhaltung
praktizieren werden. Dann erfolgt die An-
passung an die neue Situation nicht über
eine Lohn-, sondern eine Mengenredukti-
on, also Entlassungen.

Als Nächstes ist nun nach den Arbeits-
marktreaktionen nach dem vollständigen
Abbau des temporären Schocks, der sich in

einem Wiederanstieg der Produktnachfra-
ge widerspiegelt, zu fragen. Auf der Unter-
nehmensseite wird sich die Nachfrage nach
Arbeitskräften wieder erhöhen. Das Ver-
halten der Arbeitsangebotsseite hängt nun
wiederum, entsprechend der beiden unter-
schiedenen Fälle, von den Präferenzen der
Insider ab. Berücksichtigen die Insider die
Beschäftigungsmöglichkeiten der zuvor
entlassenen Arbeitnehmer, so werden sie
keine zusätzlichen Lohnforderungen auf-
grund der verbesserten Arbeitsmarktlage
stellen. Dieses Verhalten ist vor allem dann
wahrscheinlich, wenn der exogene Schock
nur kurzfristiger Natur war und die entlas-
senen Arbeitnehmer ihren Insider-Status
wahren konnten. Sind diese beiden Vo-
raussetzungen nicht gegeben, können die
Insider die günstigere Arbeitsmarktsituati-
on zur Durchsetzung höherer Reallöhne
nutzen, was dann wiederum mit einer ge-
ringeren Beschäftigung verbunden ist.

2.4 ZWISCHENFAZIT

Die Insider-Outsider-Theorie erklärt in
ihren grundlegenden Modellen Lohnrigi-
ditäten und die Ausgrenzung bestimmter
Arbeitnehmergruppen mit einer auf Hu-
mankapitaldifferenzen basierenden Hete-
rogenität der Arbeitnehmer. Die Human-
kapitaldifferenzen können sowohl bei for-
malen Qualifikationen als auch in spezifi-
schen Kenntnissen über unternehmens-
interne Abläufe zu finden sein. Diese Un-
terschiede ermöglichen es den Insidern,
höhere als markträumende Löhne zu for-
dern und durchzusetzen, da auch die Ar-
beitgeber ein Interesse am Verbleib der In-
sider im Unternehmen haben. An dieser
Stelle wird die Komplementarität von In-
sider-Outsider-Ansätzen und den Effizi-
enzlohntheorien deutlich: Insider und Un-
ternehmen sind aus nutzen- bzw. gewinn-
maximierenden Gründen gegen markträu-
mende Löhne und verhindern dadurch die
Beschäftigung von Outsidern. Das heißt,
dass die Insider gewisse Forderungen
durchsetzen können, da die Arbeitgeber
auch bereit sind, darauf einzugehen, weil
dies für sie günstiger ist als Insider gegen
Outsider auszutauschen. Darüber hinaus
können die Ansätze auch eine treppenför-
mig ansteigende und damit persistente Ar-
beitslosigkeit mit einem hohen Anteil an
Langzeitarbeitslosigkeit auf Grund der
Humankapitaldifferenzen und den daraus
entstehenden Unterschieden in der jeweili-
gen Durchsetzungsmacht erklären. Bis

hierher kommt dieser Erklärungsansatz
folglich ohne die Berücksichtigung insti-
tutioneller Rahmenbedingungen aus. So
spielen bisher gewerkschaftliche Zusam-
menschlüsse und die Ausgestaltung des
Tarifvertragsystems keine Rolle für die
Argumentation. Insidermacht infolge von
Humankapitalunterschieden kann auch
nicht vollständig abgebaut werden, denn
das würde bedeuten, dass diese Human-
kapitaldifferenzen verschwinden würden,
was sicherlich keine realitätsnahe Annah-
me ist.

3
Institutionelle Ergänzungen

Die für die Arbeitsmarktpolitik relevante
Frage ist, ob die institutionellen Rahmen-
bedingungen das Insider-Outsider-Pro-
blem – Lohnrigiditäten und Arbeitslosig-
keit – verstärken oder relativieren. Es wird
folglich untersucht, ob die die Arbeitsver-
hältnisse beeinflussenden Institutionen
eher insiderorientiert sind oder umgekehrt
den Wettbewerb zwischen Insidern und
Outsidern stärken und so die (Wieder-)Ein-
trittschancen der Outsider in den Arbeits-
markt unterstützen. Zu diesen Regelungen
gehören arbeitsplatzschützende Maßnah-
men, die Lohnersatzleistungen, aktive Ar-
beitsmarktpolitik, das System der tarif-
lichen Lohnfindung und die Möglichkei-
ten von Unternehmensgründungen. Dabei
steht neben der theoretischen Argumenta-
tion die empirische Situation in Deutsch-
land im Mittelpunkt der Betrachtung.

3.1 BESCHÄFTIGUNGSSCHUTZ UND
ENTLASSUNGSKOSTEN

Die neoklassisch basierte Argumentation
lautet hier, dass Regelungen zur Absiche-
rung der Beschäftigten wie etwa der Kün-
digungsschutz sich negativ auf die Einstel-
lungsbereitschaft der Unternehmen aus-
wirken, da diese die zu erwartenden Kosten
antizipieren und auf Grund der deswegen
steigenden Arbeitskosten weniger Arbeit-
nehmer einstellen als ohne diese Regelun-
gen. Darüber hinaus verzerren derartige
Beschäftigungsschutzkosten die Entschei-
dung der Unternehmen bei steigendem Ar-
beitskräftebedarf zugunsten günstigerer
Alternativen wie beispielsweise Leiharbeit.
Damit würde eine Kündigungsschutzrege-
lung die Position der Insider stärken und



128 WSI Mitteilungen 3/2004

zung oder Zumutbarkeitskriterien relativ
großzügig, so wird dies tendenziell die
Lohnforderungen der Insider über das
vollbeschäftigungskonforme Maß hinaus
stützen. Der einzelne Insider weiß, dass er
mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit auf-
grund der Lohnpolitik der Insider als
Gruppe arbeitslos werden kann. Orientie-
ren sich die Lohnersatzleistungen am
letzten Einkommen und sind dazu noch
großzügig bemessen, dann motivieren sie
die Insider weder individuell noch als
Gruppe nicht zu einem lohnmäßigenden
Verhalten. Bleiben die ehemaligen Insider
jedoch in der Arbeitslosigkeit und sind
neue Arbeitsplätze insbesondere in den
Dienstleistungsbranchen vorhanden, so ist
ein generöses Lohnersatzleistungssystem
von mehrfacher Problematik. Es motiviert
die Arbeitslosen nur sehr ungenügend zur
Arbeitssuche. Dabei ist nicht nur die Höhe
der Leistungen, sondern auch – und wie
man gerade in Bezug auf Deutschland weiß
(Nickell/Layard 1999) – die Bezugsdauer
von hoher Relevanz. Eine länger anhalten-
de Arbeitslosigkeit bringt jedoch Dequali-
fikation und Stigmatisierung mit sich. Und
schließlich liegt das Lohnniveau möglicher
Dienstleistungsjobs oft unter dem Niveau
der Lohnersatzleistungen. Stehen die Ein-
kommenserwartungen dieser Entwicklung
entgegen, so werden die Arbeitslosen wei-
terhin in der Beschäftigungslosigkeit ver-
harren und auf ein besseres Lohnangebot
warten. Diese theoretisch plausiblen Zu-
sammenhänge zeigten sich auch empirisch
für Deutschland, da gerade auch Langzeit-
arbeitslose einer gewissen Lohnillusion er-
liegen. Dieses Verhalten führt dann wiede-
rum zu steigenden Ausgaben in der Ar-
beitslosenversicherung und verlangt nach
höheren Einnahmen, welche in der Folge
die Lohnnebenkosten steigen lassen. Diese
beeinflussen auch die Einstellungs- und
Entlassungskosten (Chen/Funke 2003)
und führen über diesen Kreislauf zu einer
geringeren Arbeitsnachfrage. Und schließ-
lich können generöse Lohnersatzleistun-
gen für sich allein das Verhältnis von Sub-
stitutions- und Einkommenseffekt zuguns-
ten des ersteren beeinflussen und damit die
Demotivation der Insider durch das Ent-
lassungsrisiko verstärken.

3.3 AKTIVE ARBEITSMARKTPOLITIK

Aktive Arbeitsmarktpolitik senkt die Stig-
matisierung Langzeitarbeitsloser (Agell/
Bennmarker 2002) und kann somit die

die Hälfte der offiziell arbeitslos gemeldeten
Personen. Folglich wirkt auch nicht die
Höhe der Arbeitslosigkeit lohndämpfend,
sondern nur der jeweilige Anstieg. Denn
kurz nachdem die Arbeitslosigkeit angestie-
gen ist, befinden sich viele gut qualifizierte
„Insider“ im Arbeitslosenpool, die den noch
beschäftigten Insidern als Konkurrenten um
deren Jobs gegenüberstehen. Wird die Ar-
beitslosigkeit nicht schnell genug abgebaut,
verlieren die Arbeitslosen mit ihrem Hu-
mankapital auch ihre Wettbewerbsfähigkeit,
und die Tarifparteien orientieren sich bei
ihren Lohnverhandlungen nicht mehr an
den Interessen der Outsider, sondern nur
noch an denen der Insider.

Die sich anbietende Schlussfolgerung,
dass beschäftigungsschützende Maßnah-
men abgebaut werden müssen, sollte aller-
dings auch nicht gleich gezogen werden.
Schließlich sind per Saldo Arbeitsverhält-
nisse typischerweise auf längere Zeit ange-
legt und verlangen beziehungsspezifische
Investitionen. Daneben ist der Arbeitsver-
trag, will er Flexibilität gewährleisten, nur
unzureichend spezifiziert. Beides verlangt
nach Regelungen, die „eine auf Kooperati-
onsbereitschaft basierende Arbeitsbezie-
hung“ fördern (Walwei 2003, S. 312). Viel-
mehr scheint ein Umbau des Beschäfti-
gungsschutzes insgesamt notwendig, zu-
mal das vorhandene Regelwerk immer
noch sehr stark auf die Belange interner
Arbeitsmärkte in industriellen Großunter-
nehmen ausgerichtet ist. Baut man dabei
die Schutzrechte für Insider ab, muss
gleichzeitig über kompensatorische Rege-
lungen in anderen Bereichen nachgedacht
werden, um weiterhin auch bewährte Fle-
xibilitätsmuster zu erhalten. Ein Beispiel
hierfür wäre die dänische Kombination aus
praktisch nicht vorhandenem Kündi-
gungsschutz, relativ hohen Lohnersatz-
leistungen und vor allem dem Bemühen
um eine rasche Wiedereingliederung in
den ersten Arbeitsmarkt. Mit Letzterem
signalisiert der Staat, dass er den Insider-
status der Arbeitslosen aufrecht erhalten
will, indem er deren Stigmatisierung durch
eine zu lange Periode der Beschäftigungs-
losigkeit vermeiden will. Gleichzeitig wird
der gesamte Pool an Erwerbspersonen wett-
bewerbsfähig gehalten, so dass davon eher
lohndämpfende Wirkungen ausgehen.

3.2 LOHNERSATZLEISTUNGEN

Sind die Lohnersatzleistungen hinsichtlich
Höhe, Bezugsdauer, Anspruchsvorausset-

die der Outsider schwächen. Höhere In-
siderlöhne wären die Folge. Umgekehrt
wäre es theoretisch denkbar, dass ein ge-
setzlicher Kündigungsschutz zu geringeren
Insiderlöhnen führt, da diese im Sinne der
Theorie impliziter Kontrakte zu Lohnab-
schlägen im Gegenzug für eine höhere
Beschäftigungssicherheit votieren (Walwei
2003; Sesselmeier/Blauermel 1998, S. 145–
151).

Die vorliegenden empirischen Unter-
suchungen betonen allerdings die erste
Wirkungskette, der zufolge arbeitsplatz-
schützende Maßnahmen die Situation der
Arbeitslosen und hier vor allem der Lang-
zeitarbeitslosen verschlimmern, indem sie
deren Wiedereintritt in den Arbeitsmarkt
erschweren, wenn nicht sogar verhindern
(Agell/Bennmarker 2002; Jerger 2003;
OECD 1999; Walwei 2003). Diesen Arbei-
ten zufolge erhöhen beschäftigungsschüt-
zende Regelungen zwar nicht die Arbeits-
losigkeit, aber sie verändern deren Struktur
zugunsten der typischen Insider, also der
etwa 35- bis 50-jährigen gut ausgebildeten
männlichen Vollzeitarbeitskräfte. Diese
Ausgrenzung bestimmter Arbeitnehmer-
gruppen zeigt sich auch, wenn man die
Größe Arbeitslosigkeit in Betroffenheit
und Dauer zerlegt. Dann ergibt sich für
Westdeutschland im Zeitraum von 1980 bis
2001, dass die Wahrscheinlichkeit arbeits-
los zu werden, zu Beginn und zu Ende die-
ses Zeitraums mit jeweils gut 12 % in etwa
gleich hoch ist. Die Dauer der Arbeitslosig-
keit ist aber von knapp 16 auf fast 35 Wo-
chen im statistischen Mittel gestiegen (Jer-
ger 2003, S. 217). Das heißt, der Anstieg der
Arbeitslosigkeit ging voll zulasten einer
bestimmten Gruppe, nämlich der Lang-
zeitarbeitslosen.

Eine hohe Langzeitarbeitslosigkeit hat
wiederum Auswirkungen auf die Lohn-
verhandlungen und zwar in der Weise, dass
sie gerade nicht lohndämpfend wirkt. Nur
erst kurzzeitig Arbeitslose können als Kon-
kurrenten zu den Insidern auftreten und
haben so Einfluss auf die Ergebnisse von
Lohnverhandlungen. Langzeitarbeitslosen
ist dies nicht mehr möglich, da sie auf-
grund tatsächlicher und angenommener
Humankapitalverluste als nicht mehr wett-
bewerbsfähig betrachtet werden (Nickell/
Layard 1999). Die als Drohpotenzial für
Lohnverhandlungen wirkende relevante Ar-
beitslosigkeit ist somit nicht die Gesamtar-
beitslosigkeit, sondern nur der Teil der rela-
tiv kurze Zeit Arbeitslosen. Bezogen auf die
Situation in Deutschland ist das ungefähr
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Position der Outsider gegenüber den In-
sidern stärken, sie wettbewerbsfähiger ma-
chen. Aktive Arbeitsmarktpolitik mit dem
Ziel der Wiedereingliederung in den ersten
Arbeitsmarkt könnte somit einen Lohn-
druck auf die Insider ausüben und damit
zu mehr Beschäftigung führen.

Der Erfolg der Wiedereingliederung
hängt allerdings von den Ausgestaltungen
der Maßnahmen ab. Betrachtet man die
verschiedenen Studien (vgl. beispielsweise
für Überblicke Fitzenberger/Hujer 2002
sowie Steiner/Hagen 2001, 2002), so muss
man für Deutschland eine eher negative
Bilanz ziehen. Generell ist die aktive Ar-
beitsmarktpolitik in Qualifizierungsmaß-
nahmen, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
und Lohnkostenzuschüsse zu unterteilen.
Insbesondere für die ersten beiden Maß-
nahmenbündel liegen ernüchternde Er-
gebnisse vor. Die vermuteten Ursachen
hierfür – neben Drehtüreffekten infolge
der institutionellen Zerklüftung der Träger
– dürften darin liegen, dass das in den
Qualifizierungsmaßnahmen vermittelte
Humankapital nicht am Markt verwertbar
ist. Bei den Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men gilt das sogenannte „Zusätzlichkeits-
kriterium“, mit dem eine Verdrängung
regulärer Arbeit durch subventionierte ver-
mieden werden soll. Werden die Maßnah-
men daran ausgerichtet, so laufen sie wie-
derum am Markt vorbei und können die
Wettbewerbsvorteile der Insider nicht re-
lativieren. Lohnkostenzuschüsse insbe-
sondere in Kombination mit höherer
Vermittlungsintensität und Betreuung auf
lokaler Ebene lassen größere Erfolgsaus-
sichten erkennen.

Insgesamt ist die gegenwärtige aktive
Arbeitsmarktpolitik jedoch zu wenig out-
siderorientiert, als dass sie entgegen der
vermuteten theoretischen Zusammenhän-
ge die Insider gefährden könnte.

3.4 TARIFRECHT

Die grundlegenden Insider-Outsider-An-
sätze gehen von individuellen Verhandlun-
gen zwischen Insidern und den Unterneh-
men aus. Die Insider können sich jedoch
zusammenschließen, um gemeinschaftlich
ihre Interessen besser durchsetzen zu kön-
nen. Die Verhandlungsmacht dieser Zu-
sammenschlüsse, die dann üblicherweise
als Gewerkschaften bezeichnet werden, be-
ruht auf den zuvor beschriebenen Kosten
für die Unternehmen. Gewerkschaften er-
weitern den Handlungsspielraum für In-

sider, indem sie versuchen die individuell
maximal abschöpfbaren Einkommensstei-
gerungen zu erzielen. Dies kann durch Ver-
handlungen zwischen Gewerkschaft und
Unternehmen, durch politischen Lobbyis-
mus oder durch die Schaffung und Inter-
nalisierung sozialer Normen geschehen
(Funk 1999, S. 113). Des Weiteren können
neue, individuell nicht durchsetzbare Akti-
vitäten wie Arbeit nach Vorschrift und
Streik angedroht werden, die wiederum
mit Kosten für das Unternehmen verbun-
den sind und somit als zusätzliches Ein-
kommen abgeschöpft werden könnten
(Lindbeck/Snower 2002, S. 27).

Die Nutzenfunktion einer Gewerk-
schaft ergibt sich entweder aus der Summe
der Nutzenfunktionen ihrer Mitglieder
oder aus der eines repräsentativen Mit-
glieds (Sesselmeier/Blauermel 1998, S. 97–
115). Differenziert man die Insider nach
dem Alter bzw. der Unternehmenszu-
gehörigkeit, dann sind mit älteren Insidern
höhere Fluktuationskosten verbunden, was
gleichbedeutend ist mit einer höheren Be-
schäftigungssicherheit, da es für ein Unter-
nehmen kostenintensiver ist, ältere als jün-
gere Insider gegen Outsider auszuwech-
seln. Dienstältere Insider haben somit bei
höherer Arbeitsplatzsicherheit die Mög-
lichkeit höhere Löhne zu fordern und die-
se Forderung auch innerhalb der Gewerk-
schaft geltend zu machen.Werden innerge-
werkschaftliche Entscheidungen nach dem
Mehrheitswahlrecht getroffen, dann sind
die Präferenzen des Medianmitglieds aus-
schlaggebend. Insgesamt kann davon aus-
gegangen werden, dass Entrants und Out-
sider kaum Einflussmöglichkeiten auf die
Ziele der Gewerkschaften haben, da sie dort
in der Regel den Insidern zahlenmäßig
unterlegen sind (Lindbeck/Snower 2002,
S. 28 f.). Durch den Zusammenschluss ent-
steht somit kein neues Argument, lediglich
werden die bereits im zweiten Abschnitt
skizzierten Implikationen verschärft.

Allerdings sollte nach der Verhand-
lungsebene differenziert werden. Insider-
Outsider-Überlegungen sind auf Unter-
nehmensebene angesiedelt. Der Zusam-
menschluss von Insidern findet somit
ebenfalls auf Unternehmensebene statt.
Tarifverhandlungen finden in Deutschland
in der Regel jedoch auf Industrieebene statt
(Schnabel 2003). Damit weicht allerdings
die direkte Verbindung zwischen einzel-
nem Unternehmen und Insidern auf. Geht
man davon aus, dass das Ergebnis des
Flächentarifvertrags in einer über die Bran-

che hinweg durchschnittlichen Lohnsteige-
rung zu finden ist, dann entschärfen bran-
chenweite Tarifverhandlungen die Insider-
Outsider-Problematik für den produkti-
veren Teil der Unternehmen. Ob die Insider
der unterdurchschnittlich produktiven
Unternehmen bei Verhandlungen auf de-
zentraler Ebene auf diese Tatsache Rück-
sicht genommen hätten, ist dagegen unklar,
zumal externe Lohnvergleiche eine wichti-
ge Ursache für Rigiditäten in stark gewerk-
schaftlich organisierten Unternehmen sind
(Agell/Bennmarker 2003; Ochel 2003). Das
deutsche Tarifsystem überbetrieblicher
Verhandlungen relativiert somit die In-
sider-Outsider-Problematik. Eine Abschaf-
fung des Flächentarifsystems, wie es gele-
gentlich gefordert wird, scheint nicht ziel-
führend zu sein, da in diesem Zusam-
menhang immer nur auf die Situation
ökonomisch schlecht dastehender Unter-
nehmen verwiesen wird, die Folgen für
überdurchschnittlich erfolgreiche Unter-
nehmen jedoch negiert werden.

Daneben müssen die generellen Rah-
menbedingungen für Unternehmer und
Arbeitnehmer betrachtet werden. So zeigt
Palokangas (2002), dass die Globalisierung
eine wichtige Rolle für den Grad der Ar-
beitsmarktregulierung spielen kann und
zwar in entgegengesetzter Weise als weithin
angenommen. Globalisierung führt dem-
nach zu einer unterschiedlichen Besteue-
rung der Produktionsfaktoren, da Kapital
wesentlich mobiler ist als Arbeit. Dies führt
zu einer stärkeren Besteuerung von Arbeit.
Um dies gesellschaftlich zu legitimieren,
wird die Regierung als kompensatorische
Maßnahme Gewerkschaftsmacht durch
Arbeitsmarktregulierung unterstützen. Ei-
ne solche Strategie des politischen Tauschs
erscheint mit Blick auf Deutschland zu-
mindest nicht unplausibel.

3.5 UNTERNEHMENSGRÜNDUNGEN
UND PRODUKTMARKTREGULIERUNG

Der Aspekt von Unternehmensgrün-
dungen ist deshalb von Interesse, weil die
Insidermacht auch dadurch geschwächt
werden könnte, dass neue Unternehmen
gegründet werden, in denen Outsider be-
schäftigt werden. In diesem Falle stellt sich
die Frage nach den damit verbundenen
Kosten und folglich den Anreizen, Unter-
nehmen zu gründen.

Im Zuge des dienstleistungsorientier-
ten Strukturwandels geht es weniger da-
rum, dass Unternehmen gegründet wer-



130 WSI Mitteilungen 3/2004

den, in denen ehemalige Insider die gleiche
Tätigkeit verrichten wie vor ihrer Arbeits-
losigkeit. Dies wäre aufgrund des mit der
Arbeitslosigkeit verbundenen Humankapi-
talverlusts auch nur sehr eingeschränkt
möglich. Vielmehr sind neue Arbeitsplätze
gerade in Dienstleistungsbranchen mit
zunächst relativ geringen Anforderungen
an das Humankapital nötig, wo die Out-
sider wieder in den Arbeitsmarkt „hinein-
wachsen“ können. Allerdings zeigt sich,
dass Länder, in denen die Gründung neuer
Unternehmen mit hohen Kosten verbun-
den sind, nicht in der Lage sind, genügend
Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor
hervorzubringen, die die im Industriesek-
tor freigesetzten Arbeitnehmer absorbie-
ren. Folglich entsteht Arbeitslosigkeit (Lo-
pez-Garcia 2003). Dies kann – wie weiter
oben skizziert – zum einen mit der Ausge-
staltung der Lohnersatzleistungen zusam-
menhängen. Zum anderen beruht es auf
dem Grad der Regulierung der Güter- und
Dienstleistungsmärkte. Deren Deregulie-
rung könnte dann auch wiederum die Out-
sider stärken. Die Neuregelung bei den
Handwerksbetrieben, d.h. die Abschaffung
der Meisterpflicht in manchen Berufen, ist
ein Schritt in diese Richtung.

Diese Punkte sind auch deshalb rele-
vant, weil sich ein positiver Zusammen-
hang zwischen der Regulierung der Ar-
beitsmärkte und der Produktmärkte er-
kennen lässt, was auf Wechselwirkungen
zwischen diesen Regulierungen hindeutet
(Eichhorst u.a. 2001, S. 348 f.). Diese Inter-
dependenz ist sicherlich nicht zufällig,
denn die Unternehmen müssen die über
dem Markträumungslohnniveau liegenden
Löhne, die ihnen die Insider abverlangen,
auch erwirtschaften. Und dies geht auf
Märkten, die den Unternehmen Preisauf-
schläge ermöglichen, besser als auf solchen
mit vollkommenem Wettbewerb.

4
Was ist zu tun?

Der dritte Abschnitt sollte dreierlei ver-
deutlicht haben. Zum einen können insti-
tutionelle Regelungen die grundlegenden
Wirkungsketten der Insider-Outsider-
Theorie verstärken. Zum zweiten wird eine
Stärkung der Outsider nicht dadurch er-
reicht, dass an einer der skizzierten institu-
tionellen Regelungen etwas geändert wird.
Schließlich sind diese Regeln komple-
mentär, so dass eine Reform in einem Be-
reich auch immer Änderungen in anderen
Bereichen nach sich ziehen kann. Und 
diese Folgewirkungen können, müssen
aber nicht in die gleiche Richtung zeigen.
Folglich müssen die Sekundärwirkungen
von Reformmaßnahmen mitberücksich-
tigt werden. Zum dritten werden Insider
bzw. ihre Organisationen die zu reformie-
renden und gerade diskutierten Institutio-
nen aufrechtzuerhalten versuchen, soweit
diese eine bessere tarifpolitische Durchset-
zungsfähigkeit mit sich bringen.

Aber sollte man die Institutionen über-
haupt outsiderorientiert verändern? Aus
ökonomischer Sicht ist dies zu bejahen,
denn Arbeitslosigkeit verursacht nicht nur
rund 75 Milliarden Euro an Minder-
einnahmen und Mehrausgaben (IWD
50/2003, S. 3), sondern auch eine Reihe in-
dividueller wie gesellschaftlicher Kosten
durch arbeitslosigkeitsbedingte Erkran-
kungen, Deprivation, soziale Zerwürfnisse
und Kriminalität. Alle diese Kosten werden
in Form höherer Steuern und vor allem ho-
her Sozialversicherungsbeiträge von den
Insidern bezahlt. Sie leisten somit einen ho-
hen Preis für ihren Wettbewerbsvorteil.

Durch exogene Einflüsse wie Globa-
lisierung steigen die gesellschaftlichen

Kosten bestehender Institutionen. Die
Menschen könnten aber auch stärker bereit
sein, hohe Prämien für den Erhalt von
Institutionen, wie die eben diskutierten, zu
zahlen, die in ihren Augen quasi Versiche-
rungen gegen Probleme des Arbeitsmark-
tes anbieten (Agell 2000). Nun könnte man
dies als effizient bezeichnen, so lange der
Nutzen in Form von Absicherung der In-
sider die Kosten übersteigt.Auch wenn dies
nicht exakt berechenbar ist, so scheinen
doch sowohl aus individueller als auch aus
gesellschaftlicher Sicht die Kosten den Nut-
zen zu übersteigen. Eine höhere Arbeits-
marktintegration der Outsider wäre folg-
lich anzustreben. Arbeitsmarktregulierun-
gen, aber auch Regulierungen der übrigen
Märkte, müssen so ausgerichtet sein, dass
sie die Vorteile der Insider nicht noch ver-
stärken, sondern relativieren. Eine höhere
Erwerbsbeteiligung wäre somit nicht nur
im Sinne einer höheren Auslastung des
Faktors Arbeit effizienter, sondern würde
auch eine höhere (Beteiligungs-)Gerech-
tigkeit herstellen.

Es geht nicht um Deregulierung als sol-
che, sondern vielmehr hat es den Anschein,
dass die über Jahre, wenn nicht gar Jahr-
zehnte vorherrschende innerbetriebliche
Flexibilität bei geänderten Rahmenbedin-
gungen nicht mehr gegenüber Mechanis-
men der externen Flexibilität von Vorteil
ist, sondern zu einer stärkeren Diskrepanz
zwischen Angebot und Nachfrage am Ar-
beitsmarkt beiträgt (Entorf 2001). Eine Re-
regulierung nicht nur, aber eben auch der
Arbeitsmärkte kann dabei nur das Ziel ver-
folgen, deren Funktionsfähigkeit bei sich
ändernden Umweltbedingungen aufrecht
zu erhalten. Denn nur, wenn die institutio-
nellen Voraussetzungen für Wachstum, Be-
schäftigung und soziale Sicherheit gewahrt
bleiben, können makroökonomische Im-
pulse wirken (Bizer/Sesselmeier 2004).
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